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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1977 Ausgegeben am 27. September 1977 135. Stück

482. Verordnung: Einführung eines Lichtbildausweises für Fremde

483. Verordnung: Änderung der Verordnung über die Abgeltung von Mehrleistungen im Rahmen
von Schulversuchen

484. Verordnung: Abgeltung von Mehrleistungen im Rahmen der Schulversuche im berufsbilden-
den Schulwesen und zur Sonderschule

4 8 2 . Verordnung des Bundesministers für
Inneres vom 26. August 1977 über die Ein-
führung eines Lichtbildausweises für Fremde

Auf Grund des § 35 Abs. 1 des Paßgesetzes
1969, BGBl. Nr. 422, in der Fassung des BGBl.
Nr. 510/1974 wird verordnet:

§ 1. (1) Die Bezirksverwaltungsbehörden, im
örtlichen Wirkungsbereich von Bundespolizei-
behörden diese, stellen auf Antrag Fremden, die
ihren Wohnsitz im Bundesgebiet haben, zum
Zwecke der Legitimation einen Lichtbildausweis
aus, aus dem die Identität und die Staatsange-
hörigkeit des Inhabers zu ersehen sind.

(2) In dem Ausweis ist die jeweilige Aufent-
haltsberechtigung des Fremden (§§ 2 Abs. 1
und 6 Abs. 2 des Fremdenpolizeigesetzes) zu
bescheinigen.

§ 2. Die Gültigkeitsdauer des Ausweises richtet
sich nach der Befristung der darin eingetragenen
Aufenthaltsberechtigung.

§ 3. (1) Die äußere Form des Ausweises ist
durch das Muster in der Anlage bestimmt.

(2) Das Anbringen von Zusatzblättern und
eine Änderung der die Person des Inhabers be-
treffenden Eintragungen im Ausweis sind unzu-
lässig.

§ 4. Der Ausweis ist zu entziehen, wenn
a) der Inhaber seinen Wohnsitz im Bundes-

gebiet aufgibt
oder

b) die Aufenthaltsberechtigung vor Ablauf
ihrer Befristung erlischt
oder

c) eine Eintragung der Behörde unkenntlich
geworden ist
oder

d) das Lichtbild fehlt oder es die Identität des
Inhabers nicht mehr zweifelsfrei erkennen
läßt.

§ 5. Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 1978
in Kraft.

Lanc
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4 8 3 . Verordnung des Bundesministers für
Unterricht und Kunst vom 30. August 1977,
mit der die Verordnung über die Abgeltung
von Mehrleistungen im Rahmen von Schul-

versuchen geändert wird

Artikel I

Auf Grund des Art. III der 28. Gehaltsgesetz-
Novelle, BGBl. Nr. 396/1975, wird im Einver-
nehmen mit dem Bundeskanzler und dem Bundes-
minister für Finanzen verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Un-
terricht und Kunst vom 10. März 1976, BGBl.
Nr. 104, über die Abgeltung von Mehrleistungen
im Rahmen von Schulversuchen wird wie folgt
geändert:

1. Im § 1 hat der Einleitungssatz zu lauten:

„Lehrern, die im Rahmen der in den Z. 1 bis
11 genannten Schulversuchen tätig sind, gebühren
folgende besondere Vergütungen:".

2. Dem § 1 sind folgende Z. 9 bis 11 anzufügen:

„9. Im Schulversuch ,Integrierte Ganztags-Ge-
samtschule' (Art. II § 4 Abs. 4 der 4. Schulor-

ganisationsgesetz-Novelle und § 7 des Schulorga-
nisationsgesetzes) :

a) Bei der Unterrichtserteilung

aa) in den Unterrichtsgegenständen
Deutsch, Fremdsprachen und Mathe-
matik sind bis zehn Wochenstunden
drei gehaltene Unterrichtsstunden als
fünf Wochenstunden und ab der 11.
Wochenstunde fünf gehaltene Unter-
richtsstunden als sieben Wochenstunden
zu werten;

bb) in den übrigen Pflichtgegenständen
sind fünf gehaltene Unterrichtsstunden
als sechs Wochenstunden zu werten;

b) bei der Betreuung während der individu-
ellen Lernzeit ist je eine volle Stunde als
eine Unterrichtsstunde der im § 4 genann-
ten Lehrverpflichtung zu werten;

c) bei der Aufsichtsführung während der Frei-
zeit sind je zwei volle Stunden als eine
Unterrichtsstunde der im § 4 genannten
Lehrverpflichtung zu werten.

10. Im Schulversuch ,Integrierte Tagesheim-
Gesamtschule' (Art. II § 4 Abs. 4 der 4. Schul-
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organisationsgesetz-Novelle und § 7 des Schulor-
ganisationsgesetzes) :

a) Für die Unterrichtserteilung findet Z. 3
Anwendung;

b) bei der Betreuung während der individu-
ellen Lernzeit (der fachbezogenen Lern-
gruppen) ist je eine volle Stunde als eine
Unterrichtsstunde der im § 4 genannten
Lehrverpflichtung zu werten, wobei in den
Unterrichtsgegenständen Deutsch, Fremd-
sprachen und Mathematik fünf gehaltene
Unterrichtsstunden als sieben Wochenstun-
den zu werten sind;

c) bei der Betreuung der Übungsgruppen und
bei der Aufsichtsführung während der Frei-
zeit sind je zwei volle Stunden als eine
Unterrichtsstunde der in § 4 genannten
Lehrverpflichtung zu werten.

11. Bei einer Unterrichtserteilung im Schulver-
such ,Additive Gesamtschule' (Art. II § 4 Abs. 2
der 4. Schulorganisationsgesetz-Novelle) sind dem
unterrichtenden Lehrer 0,5 Wochenstunden für
jede Schulstufe, höchstens jedoch eine Wochen-
stunde der im § 4 genannten Lehrverpflichtung
einzurechnen."

3. Dem § 2 Z. 1 sind folgende lit. d und e an-
zufügen:

„d) Die zusätzliche Tätigkeit der Leiter von
Schulen, an denen die Schulversuche ,Inte-
grierte Ganztags-Gesamtschule' und ,Inte-
grierte Tagesheim-Gesamtschule' durchge-
führt werden, ist durch eine besondere Ver-
gütung in der Höhe von zwei Dritteln der
Vergütung gemäß § 2 Z. 1 lit. b sowie der
ganzen Vergütung gemäß § 2 Z. 1 lit. c ab-
zugelten.

e) Die zusätzliche Tätigkeit der Lehrer mit
Leitungsfunktionen im Schulversuch Addi-
tive Gesamtschule' ist abweichend von lit. b
im Einzelfall festzulegen."

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. September 1977
in Kraft.

Sinowatz

4 8 4 . Verordnung des Bundesministers für
Unterricht und Kunst vom 30. August 1977
über die Abgeltung von Mehrleistungen im
Rahmen der Schulversuche im berufsbilden-

den Schulwesen und zur Sonderschule

Auf Grund des Art. II der 30. Gehaltsgesetz-
Novelle, BGBl. Nr. 318/1977, wird im Einver-

nehmen mit dem Bundeskanzler und dem Bun-
desminister für Finanzen verordnet:

§ 1. Lehrern, die im Rahmen der in Z. 1 und
2 genannten Schulversuchen tätig sind, gebühren
folgende besondere Vergütungen:

1. Bei einer Unterrichtserteilung in Leistungs-
gruppen in Berufsschulen (Art. II § 2 der
5. Schulorganisationsgesetz-Novelle, BGBl.
Nr. 323/1975) sind

a) 1 Wochenstunde in ganzjährigen Berufs-
schulen bzw. 2 Wochenstunden in lehrgangs-
mäßigen Berufsschulen auf die Lehrver-
pflichtung anzurechnen sowie

b) fünf gehaltene Unterrichtsstunden als sechs
Wochenstunden zu werten.

2. Bei einer Unterrichtserteilung

a) in den Schulversuchen

aa) Oberleitungslehrgänge (Art. II § 3 der
5. Schulorganisationsgesetz-Novelle),

bb) Aufbaulehrgänge (Art. II § 5 der
5. Schulorganisationsgesetz-Novelle),

cc) Speziallehrgänge (Art. II § 6 der
5. Schulorganisationsgesetz-Novelle)
und

dd) Kollegs (Art. II § 7 der 5. Schulorgani-
sationsgesetz-Novelle)

sind dem unterrichtenden Lehrer je Schul-
versuchsklasse 0,5 Wochenstunden, einer
Lehrverpflichtung von 20 Wochenstunden,

b) im Schulversuch Lehrplangruppen in be-
rufsbildenden mittleren Schulen (Art. II § 4
der 5. Schulorganisationsgesetz-Novelle) ist
dem unterrichtenden Lehrer je Schulver-
suchsklasse eine Wochenstunde einer Lehr-
verpflichtung von 20 Wochenstunden

einzurechnen.

§ 2. Lehrern, die im Rahmen der in den Z. 1
und 2 genannten Schulversuchen nicht im Unter-
richt, sondern in nachstehend angeführten Funk-
tionen tätig sind, sowie Beamten des Schulauf-
sichtsdienstes gebühren folgende besondere Ver-
gütungen:

1. Leiter von Schulen:
a) Leitern von Schulen im Schulversuch nach

Art. II § 2 der 5. Schulorganisationsgesetz-
Novelle gebührt monatlich eine besondere
Vergütung von S 250,—;

b) Leitern von Schulen in den Schulversuchen
nach Art. II §§ 3 bis 7 der 5. Schulorgani-
sationsgesetz-Novelle ist für jeden Schulver-
such 0,5 Wochenstunden, höchstens jedoch
zwei Wochenstunden, einer Lehrverpflich-
tung von 20 Wochenstunden einzurechnen.
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2. Koordinatoren:
a) Im Schulversuch nach Art. II § 2 der

5. Schulorganisationsgesetz-Novelle gebührt
monatlich eine besondere Vergütung von
S 500,—;

b) in den Schulversuchen nach Art. II §§ 3 bis
5 und 7 der 5. Schulorganisationsgesetz-No-
velle ist je Schulversuchsklasse eine Wochen-
stunde, höchstens jedoch 2 Wochenstunden,
einer Lehrverpflichtung von 20 Wochen-
stunden einzurechnen;

c) im Schulversuch nach Art. II § 6 der
5. Schulorganisationsgesetz-Novelle sind je
Schulversuchsklasse 1,5 Wochenstunden,
höchstens jedoch 3 Wochenstunden, einer
Lehrverpflichtung von 20 Wochenstunden
einzurechnen.

3. Berater beim Bundesministerium für Unter-
richt und Kunst:

Für die Tätigkeit der unterrichtenden Lehrer
und der Beamten des Schulaufsichtsdienstes als Be-
rater beim Bundesministerium für Unterricht und
Kunst gebührt monatlich folgende besondere Ver-
gütung:

a) Im Schulversuch nach Art. II § 2 der
5. Schulorganisationsgesetz-Novelle:
aa) Beratern, denen die Betreuung für ein

Bundesland zukommt
bis 6 Klassen S 900,—,
für 7 bis 10 Klassen .... S 1 300,—,
ab 11 Klassen S 1 900,—,

bb) Beratern, sofern ihnen nicht die Be-
treuung für ein Bundesland zukommt,
jedenfalls nur S 900,—;

b) in den Schulversuchen nach Art. II §§ 3 bis
7 der 5. Schulorganisationsgesetz-Novelle:
aa) bis fünf Schulversuche . . S 1 300,—,
bb) ab sechs Schulversuche . . S 1 900,—.

§ 3. Bei einer Unterrichtserteilung im Schulver-
such „Differenzierte Sonderschule" (Art. III
Abs. 2 der 5. Schulorganisationsgesetz-Novelle)
gebührt dem Sonderschullehrer eine besondere
Vergütung in der Höhe von 7,5 v. H. des Ge-
haltes (einschließlich einer allfälligen Teuerungs-
zulage).

§ 4. Bei einer Unterrichtserteilung im Schulver-
such „Integrierte Grundschule" (Art. III Abs. 3
der 5. Schulorganisationsgesetz-Novelle) gebührt

a) dem Volksschullehrer eine besondere Ver-
gütung in der Höhe von 7,5 v. H. des Ge-
haltes (einschließlich einer allfälligen Teue-
rungszulage),

b) dem Sonderschullehrer eine besondere Ver-
gütung in der Höhe von 5 v. H. des Ge-
haltes (einschließlich einer allfälligen Teue-
rungszulage) ;
ist der Sonderschullehrer im Schulversuch
nicht mehr als 10 Wochenstunden beschäf-
tigt, gebührt ihm die besondere Vergütung
jedoch nur anteilsmäßig.

§ 5. Die zusätzliche Tätigkeit der Leiter von
Schulen, an denen Schulversuche gemäß den §§3
und 4 durchgeführt werden, ist der Erteilung
einer wöchentlichen Unterrichtsstunde gleichzu-
halten.

§ 6. Die Abgeltung der Mehrleistungen nach
den §§ 1 bis 5 darf jeweils nur für die Dauer der
Durchführung der jeweils in diesen Bestimmungen
genannten Schulversuche gewährt werden.

§ 7. Diese Verordnung tritt mit 1. Septem-
ber 1976 in Kraft.

Sinowatz
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